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Eine Regierungserklärung von 
Bundeskanzlerin Dr. Angela 
Merkel MdB, die Debatte um ein 
neues Transplantationsregis-
ter oder die Verabschiedung des 
Integrationgsgesetzes – in der 
letzten Sitzungswoche vor der 
parlamentarischen Sommerpau-
se hat der Deutsche Bundestag 
eine Reihe wichtiger Gesetze 
und Vorhaben beschlossen. 

Ein besonderer Erfolg der Uni-
onsfraktion: das Sexualstraf-
recht wird reformiert, künftig 
gilt der Grundsatz: „Nein heißt 
nein!“. 

Aber auch die Entscheidung zum 
zügigen Ausbau digitaler Hoch-
geschwindigkeitsnetze stellt 
eine wichtige Weichenstellung 
dar. Die unionsgeführte Bun-
desregierung will die Kosten für 
den Ausbau digitaler Hochge-
schwindigkeitsnetze senken. Ef-
fizientere Verfahren und mehr 
Transparenz sollen dazu beitra-
gen, den Breitbandausbau nach-
haltig zu beschleunigen. Dafür 
soll bereits existierende Netzin- 
frastruktur wie Leerrohre, Lei-
tungsrohre, Einstiegsschäch-
te oder Verteilerkästen von den 
Netzbetreibern künftig besser 
genutzt werden können.

Ich wünsche Ihnen nun erholsa-
me Sommertage und verbleibe 

mit freundlichen Grüßen

Nach dem Brexit-Votum der Briten 
kommt es für Bundeskanzlerin Dr. 

Angela Merkel MdB jetzt darauf an, die 
Lage mit Besonnenheit zu analysieren. 
Zudem ist es wichtig, gemeinsam die 
richtigen Entscheidungen für Europa 
zu treffen. „Die EU ist stark genug, 
um den Austritt Großbritanniens zu 
verkraften“, so Merkel.  Der Austritt 
Großbritanniens aus der EU ist ein Ein-
schnitt für Europa, eine Situation, 
die es in den fast 60 Jahren der Ver-
abschiedung der Römischen Verträge 
noch nie gegeben habe. Das sagte Bun-
deskanzlerin Angela Merkel am 28. Juni 
in ihrer Regierungserklärung vor dem 
Deutschen Bundestag. Gleichzeitig rief 
sie zur Geschlossenheit der verblei-
benden 27 EU-Staaten auf. Jeder Vor-
schlag, der die EU als Ganzes aus der 
Krise führen könne, sei jetzt willkom-
men. Jeder Vorschlag, der dagegen die 
Fliehkräfte stärke, die Europa schon so 
sehr strapazierten, „hätte unabsehbare 
Folgen für uns alle. Er würde Europa 
weiter spalten“, so Merkel. Es kommt 
jetzt auch darauf an, sicherzustellen, 
„dass die Bürgerinnen und Bürger kon-
kret spüren können, wie sehr die EU 
dazu beiträgt, ihr persönliches Leben 

zu verbessern“. Die 27 Staats- und 
Regierungschefs – ohne den britischen 
– haben „drei Bereiche identifiziert, in 
denen wir effektiver und besser werden 
müssen“, erklärt Merkel. Neben Wett-
bewerbsfähigkeit, Arbeitsplätzen und 
Wachstum gehe es um die innere und 
äußere Sicherheit. Dazu gehöre auch 
der Schutz der europäischen Außen-
grenzen. „Und“, so die Bundeskanzle-
rin weiter, „wir müssen besser werden 
bei den Angeboten für die Jugend“. Die 
zu hohe Jugendarbeitslosigkeit in der 
EU hänge eng mit den Themen Wirt-
schaftskraft und Wettbewerbsfähig-
keit zusammen. Die Europäische Union 
ist eine historische Leistung, die Frie-
den, Wohlstand und Sicherheit auf 
dem europäischen Kontinent gebracht 
hat. Sie werde „unser gemeinsamer 
Rahmen bleiben“. Wie die Bundeskanz-
lerin betonte, würden die europäischen 
Bürger von der EU bessere Ergeb-
nisse erwarten, „wenn es darum geht, 
Sicherheit, Beschäftigung und Wachs-
tum zu gewährleisten und Hoffnung 
auf eine bessere Zukunft zu geben. 
Wir müssen hier in einer Weise Erfolge 
erzielen, die uns vereint, nicht zuletzt 
im Interesse der jungen Menschen.“

Bürger GroSSbritanniens gegen Europäische Union

Brexit-Entscheidung 
historischer Einschnitt
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Der gebürtige Bindlacher Andreas Stahl wurde von 
Erzbischof Ludwig Schick im Bamberger Dom zum 

Priester geweiht.  Zur Priesterweihe waren zahl-
reiche Mitglieder der katholischen Kirchenge-
meinden St. Johannes Nepomuk und Heilig Geist in 
Bayreuth nach Bamberg gefahren, um an der zweistün-
digen Zeremonie im vollbesetzten Dom teilzunehmen.  
Die Primiz von Andreas Stahl fand in der Lai-
necker Kirche St. Johannes Nepomuk statt.  
Glückwünsche überbrachte auch Hartmut Koschyk MdB, dem 
Andreas Stahl und seine Familie seit langer Zeit  verbunden 
sind, und der an Priesterweihe und Primiz teilgenommen hat.

Im Rahmen der CSU-Dialogtour kam der Generalsekre-
tär der CSU, Andreas Scheuer MdB, nach Bayreuth. 

Mit über 100 Mitgliedern der CSU-Kreisverbände Bay-
reuth-Stadt und -Land diskutierte Scheuer über die 
aktuelle politische Lage, die anstehenden Herausforde-
rungen und die neuen Service-Angebote der CSU-Lan-
desleitung für die Funktionsträger innerhalb der CSU. Im 
Vorfeld der Basiskonferenz besuchte der CSU-General-
sekretär Andreas Scheuer MdB die im letzten Jahr neu 
bezogene CSU-Bundeswahlkreisgeschäftsstelle, um sich 
einen Überblick über das umfassende Service-Ange-
bote der CSU in der Stadt und im Landkreis Bayreuth zu 
zu verschaffen. Das Bild zeigt CSU-Bundeswahlkreisge-
schäftsführer Sebastian Machnitzke, CSU-Generalse-
kretär Andreas Scheuer MdB und Hartmut Koschyk MdB.

PriesTerweihe in Bamberg

Neupriester geweiht
CSU-Generalsekretär Scheuer

Basisdialog in Bayreuth
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CSU-Generalsekretär Scheuer

Basisdialog in Bayreuth

Erbschaftsteuerreform

Handwerk, Mittelstand sowie  
Land- und Forstwirtschaft bleiben geschont

Erhöhung der Renten

Höchstes Rentenplus seit 23 Jahren!

Der Deutsche Bundestag hat das 
Gesetz zur Anpassung des Erb-

schaftsteuer- und Schenkungssteu-
ergesetzes an die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts verab-
schiedet. Zuvor konnte sich die CSU 
nach zähen Verhandlungen mit den 
Koalitionspartnern zur Reform der Erb-
schaftsteuer durchsetzen und wichtige 
Verbesserungen für unsere Mittel-
ständler und für den Erhalt von Arbeits-
plätzen bei Betriebsübergabe erreichen. 
Der gefundene Kompromiss zur Neure-
gelung der Erbschaftsteuer sichert auch 
in unserer Region die zahlreichen mit-
telständischen Familienunternehmen. 
Die gefundene Einigung stellt eine aus-
gewogene Lösung dar, die allen Beteilig-
ten Kompromisse abgefordert hat. Bei 
den Verhandlungen zur Neuregelung 
des Erbschaft- und Schenkungssteu-
errechts ist es gelungen, noch mehr 
Unternehmen von Bürokratie zu entla-
sten. Für kleine Unternehmen mit bis zu 
fünf Beschäftigten entfällt weiterhin 
die Lohnsummenprüfung. Saisonarbeit-
nehmer bleiben bei der Bestimmung der 

Beschäftigtenzahl unberücksichtigt. Bei 
der Vererbung von Unternehmen gibt es 
jetzt eine erweiterte Stundungsregelung. 
Zukünftig besteht ein Anspruch auf eine 
voraussetzungslose und zinslose Stun-
dung für 10 Jahre, wenn die Einhaltung 
der Lohnsummenregelung und Behal-
tensfrist erfolgt. Geplante Investitionen 
werden durch die Steuer nicht gefährdet.  
Das Bundesverfassungsgericht hat 
die vollständige Verschonung von 
Betriebsvermögen nicht beanstandet.  
Somit sind keine Arbeitsplätze durch Erb-
schaftsteuer in Gefahr. Allerdings darf 

Die diesjährige Rentenanpassung ist 
das stärkste Plus seit 23 Jahren. 

Die gute Lage auf dem Arbeits-
markt, das Wachstum der Wirtschaft 
und die steigenden Löhne kommen 
damit unmittelbar auch in unserer 
Region den Rentnerinnen und Rent-
nern zu Gute. Die umlagefinanzierte 
Rente bewährt sich und ist und bleibt 
die zentrale Säule unseres Alterssi-
cherungssystems. Gerade in Zeiten 
niedriger Zinsen ist das eine gute 
Nachricht. Die Erhöhung hat keine 

Auswirkung auf den Beitragssatz zur 
Rentenversicherung, dieser bleibt in 
den kommenden Jahren stabil bei 18,7 
Prozent. Renten in Deutschland folgen 
der Lohnentwicklung. 1957 wurden sie 
an die Entwicklung von Bruttolöh-
nen und -gehältern gekoppelt. Rent-
nerinnen und Rentner nehmen so an 
der wirtschaftlichen Entwicklung teil. 
Ein weiterer wichtiger Faktor für die 
Rentenanpassung ist der sogenannte 
Nachhaltigkeitsfaktor. Er berücksich-
tigt das Zahlenverhältnis von Rent-
nern zu Beitragszahlern. In diesem 
Jahr erhöht der Nachhaltigkeitsfaktor 
die Anpassung um 0,18 Prozent. Die 
Entwicklung des Beitragssatzes zur 
Rentenversicherung fließt außerdem 
in die Berechnung ein. Die unionsge-
führte Bundesregierung steht auch 
in unserer Region weiterhin für eine 
gerechte Teilhabe der Rentnerinnen 
und Rentner am Wohlstand. Steigen 

die Einkommen der Beschäftigten, 
profitieren hiervon auch die Rentner 
und nehmen damit am wirtschaftli-
chen Erfolg in unserem Land teil. Zum 
1. Juli 2016 werden die Renten für über 
20 Millionen Rentnerinnen und Rent-
ner deutlich angehoben: In den alten 
Ländern um 4,25 Prozent, in den neuen 
Ländern sogar um 5,95 Prozent. Das 
ist das stärkste Plus seit 23 Jahren. 
Die wirtschaftliche Entwicklung und 
der Anstieg der Beschäftigung in 
Deutschland sind so positiv, dass der 
sogenannte Nachhaltigkeitsfaktor in 
der Rentenanpassungsformel – wie 
bereits im Jahr 2015 – auch in diesem 
Jahr erhöhend auf die Rentenanpas-
sung wirkt. Die unionsgeführte Bun-
desregierung steht unverändert für 
eine generationengerechte Renten-
politik. Die ältere Generation kann auf 
ihre Rente vertrauen, gleichzeitig wird 
die junge Generation nicht überfordert!

die Erbschaftsteuer auch keine Investi-
tionen in den Unternehmen behindern.  
Es ist auch gelungen, die beson-
dere gesellschaftsrechtliche Situa-
tion von Familienunternehmen mit 
langfristigen Bindungen über Gene-
rationen hinaus zu berücksichtigen.  
Soweit Verfügungsbeschränkungen 
bei der Anteilsweitergabe bestehen, 
werden Steuerbefreiungen von maxi-
mal 30 Prozent bei der Bestimmung des 
Unternehmenswerts berücksichtigt.  
Damit wird dem Umstand Rechnung 
getragen, dass der Wert dieser Anteile 
bei der Weitergabe auf die nächste 
Generation gegenüber einem Ver-
kauf der Anteile wesentlich geringer 
ist. Die vertraglichen Beschränkun-
gen müssen erst zwei Jahre vor dem 
Übertragungsfall bestanden haben.  
Die CSU wird sich daher weiterhin 
nachhaltig für die Interessen des Mit-
telstands einsetzen. Ein Verlust von 
Arbeitsplätzen im Zuge einer Erbschaft-
steuerreform darf nicht akzeptiert 
und die Substanz von Familienunter-
nehmen nicht beschädigt werden. 
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Als einer der ersten Kommunen in 
Deutschland hat Bundesverkehrs-

minister Alexander Dobrindt der Stadt 
Pottenstein (Landkreis Bayreuth) 
einen Förderbescheid aus dem neuen 
Bundesprogramm für superschnel-
les Breitband überbracht. Pottenstein 
erhält damit knapp 3,4 Millionen Euro 
Bundesförderung, um unterversorgte 
Gebiete ans Turbo-Internet anzu-
schließen. Zu dem Geld kommen wei-
tere 900000 Euro an Landesmitteln. 
„Mit dem Förderbescheid bringen wir 
in Pottenstein knapp 1900 Haushalte 
und viele Unternehmen ans Turbo-

Internet“, sagte Dobrindt, der nicht 
nur Bundesverkehrsminister, sondern 
auch Minister für digitale Infrastruk-
tur ist. Er hatte das Bundesprogramm 
für den Breitbandausbau bereits im 
vergangenen November gestartet. 
Aus diesem Programm hatte Potten-
stein bereits einen Förderbescheid für 
vorbereitende Planungsleistungen in 
Höhe von 50000 Euro erhalten. Mit 
den jetzt bewilligten knapp 3,4 Millio-
nen Euro könne der Netzausbau ganz 
konkret begonnen werden. „Damit ist 
Pottenstein bundesweit ein absoluter 
Vorreiter und Taktgeber im digitalen 

Wandel“, so der Minister. 
Das schnelle Internet 
regle in den Metropolen 
der Markt, in ländlichen 
Gebieten investierten 
die Breitbandversorger 
dagegen nicht, begrün-
dete Dobrindt das Pro-
gramm. In Pottenstein 
sei die Notwendigkeit 
zur Förderung beson-
ders groß und die Verle-
gung von Glasfaserkabeln 
besonders teuer, zum 

einen wegen des felsigen Unter-
grunds, der die Verlegung neuer Lei-
tung erschwere, zum anderen wegen 
der Tatsache, dass sich die Stadt auf 35 
Ortsteile erstrecke.  Nach den Worten 
von Regierungspräsidentin Heidrun 
Piewernetz hätten bereits 213 von 214 
Kommunen im Regierungsbezirk ent-
sprechende Anträge für das schnelle 
Internet gestellt. Lediglich eine Kom-
mune möchte den Breitbandausbau 
in Eigenregie durch ihre Stadtwerke 
regeln. Der örtliche Bundestagsabge-
ordnete Hartmut Koschyk nannte das 
Programm absolut passgenau für eine 
Gemeinde wie Pottenstein, die nicht 
nur das touristische Flaggschiff der 
Fränkischen Schweiz sei, sondern auch 
ein wichtiger Unternehmensstand-
ort, an dem Hightech für den Welt-
markt produziert wird. Koschyk: „Im 
Sinne von Breitband und Bratwür-
sten denken wir hier an die Zukunft.“ 
Die Übergabe des Förderbescheides: Ale-
xander Dobrindt MdB (Bundesminister 
für Verkehr und digitale Infrastruk-
tur, links), Stefan Frühbeißer (1. Bür-
germeister der Stadt Pottenstein, Mitte) 
und Hartmut Koschyk MdB (rechts).

In Briefen an die CSU-Landesgrup-
penvorsitzende Gerda Hasselfeldt, 

Bundeslandwirtschaftsminister Chri-
stian Schmidt und den bayerischen 
Ministerpräsidenten Horst Seehofer 
macht sich der Bundestagsabgeordnete 
Hartmut Koschyk (CSU) für das Bay-
reuther Werk des Zigarettenherstellers 
British American Tobacco (BAT) stark. 
Im Hinblick auf die Umsetzung der EU-
Tabakproduktrichtlinie blicke er mit 
großer Sorge auf den Erhalt der dor-
tigen Arbeitsplätze, schreibt Koschyk. 
Der BAT-Standort Bayreuth ist welt-
weit der drittgrößte, beschäftigt rund 
1500 Mitarbeiter und gilt damit als 
wichtiger Wirtschaftsfaktor für ganz 
Oberfranken. Anders als in den Nach-
barländern Polen oder Tschechien habe 
der Bundestag den Herstellern bei der 

Umsetzung der Tabakrichtlinie und des 
Tabakerzeugergesetzes keine verlän-
gerte Umsetzungsfrist zugestanden. 
Bis zum Stichtag 20. Mai 2016 habe 
gerade einmal die Hälfte der EU-Mit-
gliedsstaaten die Richtlinie umgesetzt. 
Folge sei ein erheblicher Wettbewerbs-
nachteil für die deutschen Hersteller. 
Deshalb habe Koschyk auch im Hinblick 
auf den Erhalt von 1500 Arbeitsplät-
zen nicht zugestimmt. Koschyk ging 
in seinem Schreiben auch auf die harte 
Konkurrenzsituation von Bayreuth 
mit anderen Werken in Osteuropa ein. 
BAT Deutschland, die Stadt Bayreuth 
und die Bayerische Staatsregierung 
seien derzeit intensiv bemüht, den 
Fortbestand des Bayreuther Werkes 
zu sichern. „Ein Stellenabbau würde 
die Region vor eine innere Zerreiß-

Umsetzung der EU-Tabakproduktrichtlinie

Deutscher Alleingang gefährdet Arbeitsplätze
probe stellen“, so Koschyk. Gesund-
heitsschutz müsse mit Augenmaß 
vorgenommen werden und sinnvolle 
Maßnahmen zum Nichtraucherschutz 
dürften nicht dazu führen, Arbeits-
plätze in Bayreuth und anderen 
Standorten der Tabakwirtschaft in 
Deutschland leichtfertig zu gefährden.

Übergabe Förderbescheid zum Breitbandausbau in Pottenstein

„Breitband und Bratwürste!“
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Dr. Christian Ruck war sieben Jahre lang Vorsitzender 
der Arbeitsgruppe Wirtschaftliche Zusammenarbeit 

und Entwicklung der CDU/CSU-Bundestagsfraktion sowie 
vier Jahre stellvertretender Vorsitzender der CSU-Lan-
desgruppe. Nach 23 Jahren Zugehörigkeit zum Deutschen 
Bundestag suchte er ein neues Betätigungsfeld und ist 
nunmehr der Regionaldirektor der Kreditanstalt für Wie-
deraufbau (KfW) in Kamerun. Er ist dabei unter anderem 
für den Schutz und das Management von Naturschutzparks 
verantwortlich. An dem Treffen nahmen neben Dr. Chri-
stian Ruck (3. v.l.) und Hartmut Koschyk MdB (3. v.r.) auch 
Prof. Dr. Dymitr Ibriszimow (Leiter BIGSAS, links), Dr. Franz 
Kogelmann (Koordinator des IAS, 2. v.l.), Dr. Rémi Tchokothe 
(wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl Afrikanis-
tik II, 4. v.l.), Liliane Ngawa und Jean-Pierre Boutché (beide 
Doktoranden in der Endphase aus Kamerun, rechts) teil.

Gespräch zuR AFrika-Forschung
 

Intensiver Austausch

Realitätsferne Volkswirtschaftslehre? – Kann die Poli-
tik auf unsere Lehre verzichten? Mit dieser Frage 

beschäftigte sich die Podiumsdiskussion, an welcher Hart-
mut Koschyk auf Einladung des Vereins „Volkswirtschaft an 
der Universität Bayreuth“ (vub) teilnahm. Rahmen der Ver-
anstaltung war das 10-jährige Jubiläum des Vereins, der 
sich an der Uni Bayreuth speziell mit volkswirtschaftlichen 
Themen beschäftigt. Im Rahmen dieser Interessengemein-
schaft mit ca. 500 Mitgliedern, welche sich aus Studenten, 
Professoren sowie Absolventen der volkswirtschaftlichen 
Studiengänge an der Universität Bayreuth zusammensetzt, 
unterhält er ein Netzwerk unter Volkswirten und Interessierten.

Jubiläum an der Universität Bayreuth

Realitätsferne  
Volkswirtschafslehre?

Mit dem Breitbandförderprogramm des Bundes bekommt 
der Ausbau des schnellen Internets in Deutschland 

einen zusätzlichen Schub. Damit die Landkreise und Kom-
munen mit unterversorgten Gebieten schnell förderfähige 
Projekte entwickeln können, fördert der Bund auch Bera-
terleistungen, die die Planung und Durchführung solcher 
Vorhaben und damit die Beantragung entsprechender För-
dermittel erleichtern. Im Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur wurden im Mai wieder Förderbescheide 
für den Breitbandausbau übergeben. Auch die Anträge des 
Marktes Wiesenttal und der Gemeinde Obertrubach mit einer 
Zuwendungshöhe von jeweils 50.000 Euro wurden positiv 
beschieden. Mit dem Bundesförderprogramm wird der Netz-
ausbau technologieneutral gefördert. Der Fördersatz beträgt 
im Regelfall 50 Prozent der zuwendungsfähigen Kosten. 

Wiesenttal und Obertrubach

Breitbandausbau

Die Bundespolizei-Abteilung Bayreuth wird durch eine 
neue „Beweissicherungs- und Festnahmeeinheit Plus“ 

(BFE+) verstärkt. Die Aufstellung wird noch im Jahr 2016 
erfolgen. Die neue BFE+-Einheit wird an die bereits in Bay-
reuth stationierte Beweissicherungs- und Festnahme-
hundertschaft angegliedert und 50 Bundespolizistinnen 
und  -polizisten umfassen. Insgesamt wird es in Deutsch-
land künftig fünf BFE+-Standorte geben, als Reaktion auf 
die gewandelten Taktiken des internationalen Terrorismus, 
wie er sich etwa bei den schrecklichen, menschenveracht-
enden Anschlägen in Paris, Brüssel und Istanbul gezeigt hat.

Bundespolizei

Anti-Terror-Einheit 
kommt nach Bayreuth
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Bayernweit stehen dieses Jahr rund 
20,6 Millionen Euro Fördermit-

tel aus dem Bund-Länder-Programm 
„Städtebaulicher Denkmalschutz“ zur 
Sicherung, Modernisierung und Erhal-
tung denkmalgeschützter Altstadt- und 
Ortskerne zur Verfügung. Die Mittel 
werden jeweils zur Hälfte von Bund 
und Land bereitgestellt. Zusammen 
mit den Investitionen der Kommunen 
ergibt sich ein Gesamtinvestitionsvo-
lumen von rund 32,8 Millionen Euro.  
Von den 83 Kommunen, die an dem 
Programm teilnehmen, liegen 71 im 
ländlichen Raum, 77 Prozent der För-
dermittel fließen in diesen Bereich. 
Förderschwerpunkte im Jahr 2016 sind 
unter anderem die Revitalisierung 
alter Bausubstanz durch Sanierung 
und Umnutzung und die barriere-
freie Umgestaltung des öffentlichen 
Raums. Der Erhalt und die behutsame 
städtebauliche Weiterentwicklung der 

historischen Städte und Dörfer ist 
eine besondere Aufgabe dieses Städ-
tebauförderprogramms. Mit dem 
Bund-Länder-Programm „Städte-
baulicher Denkmalschutz“ wird vor 
allem im ländlichen Raum ein wert-
voller Beitrag geleistet, um die regio-
nalen Besonderheiten zu schützen und 
damit die Lebensqualität zu steigern.  
 
Koschyk: „Auch in der Region Bay-
reuth profitieren drei Gemeinden von 
der finanziellen Förderung durch das 
Bund-Länder-Programm ‚Städtebau-
licher Denkmalschutz‘. So erhält Eber-
mannstadt für die Arbeiten im Bereich 
des Stadtkerns 240.000 Euro, die 
Gemeinde Gößweinstein für Arbeiten 
im Bereich des inneren Ortsbereichs 
160.000 Euro und die Gemeinde Wei-
denberg für Arbeiten am Marktkern 
480.000 Euro. Oberfranken besitzt 
viele historisch bedeutende Stadt- und 

Bund-Länder-Programm „Städtebaulicher Denkmalschutz“

Kommunen erhalten finanzielle Förderung
Ortskerne, die insbesondere im länd-
lichen Raum auch wichtige regionale 
Versorgungsfunktionen übernehmen.“

Mit 150 Jahre zählt die kleine Ortsteilfeuerwehr in Dres-
sendorf schon zu den älteren Wehren der Region. 

Dieses Jubiläum feierte die Freiwillige Feuerwehr Dressen-
dorf mit einem viertägigen Festprogramm. Die Schirmherr-
schaft übernahm der Bayreuther Bundestagsabgeordnete 
Hartmut Koschyk MdB. Anlässlich des Festkommerses 
würdigte Koschyk das ehrenamtliche Engagement der 
Dressendorfer Wehr zum Wohle und zum Schutz der Bür-
gerinnen und Bürger Dressendorfs und darüber hinaus. 
Für Ihr Wirken wurden im Rahmen des Festkommerses 
zahlreiche Kameraden für ihr ehrenamtliches Engage-
ment geehrt. Kreisbrandrat Hermann Schreck, Goldkro-
nachs Bürgermeister Holger Bär, Schirmherr Hartmut 
Koschyk MdB, die Geehrten Wolfgang Kolb, Horst Kolb, 
Ehrenkommandant Roland Musiol, Harald Böhner, Ehren-
vorsitzender Heinz Ponfick, Kreisbrandinspektor Winfried 
Prokisch, Kreisbrandmeister Konrad Bauer, Kommandant 
Thomas Zapf sowie Vorsitzender Wolfgang Sahrmann.

150 Jahre Freiwillige Feuerwehr Dressendorf

Dank für Einsatz

Im Rahmen des Projektes „Know-how-Transfer“ besuchte 
der diesjährige Präsident der Wirtschaftsjunioren Bay-

reuth und Mitarbeiter der Firma Eisen Bauer GmbH in 
Bayreuth, Sebastian Döberl, für eine Woche das Büro des 
Bayreuth-Forchheimer Bundestagsabgeordneten und 
Beauftragten der Bundesregierung für Aussiedlerfragen 
und nationale Minderheiten, Hartmut Koschyk. Die Wirt-
schaftsjunioren Deutschland sind mit 10.000 Mitgliedern 
Deutschlands größter Verband junger Unternehmer und 
Führungskräfte. Der „Know-how-Transfer“ fand in diesem 
Jahr zum 22. Mal statt. Insgesamt nehmen rund 170 Wirt-
schaftsjunioren aus ganz Deutschland und ebenso viele Bun-
destagsabgeordnete aller Fraktionen an dem Programm teil.

Präsident der Wirtschaftsjunioren

Austausch zwischen 
Wirtschaft und Politik
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Die Bundesregierung hat das 
Gesetz zur Neuregelung der För-

derung der erneuerbaren Energien 
auf den Weg gebracht. In zähen Ver-
handlungen konnten auch die letzten 
Hürden aus dem Weg geräumt werden 
und man konnte sich auf die künftige 
Förderung von Biomasse-Anlagen eini-
gen. Der Deutsche Bundestag wird nun 
die Beratungen aufnehmen. Anfang 
2017 soll das Gesetz in Kraft treten. In 
den ersten drei Jahren soll das geför-
derte Ausbauvolumen 150 Megawatt 
betragen, in den darauffolgenden drei 
Jahren dann noch einmal 200 Mega-
watt. In diesem Punkt der geplanten 
Gesetzesnovelle setzte sich die CSU 
durch. Biogas-Kraftwerke wollte das 
Wirtschaftsministerium praktisch 
gar nicht mehr fördern. Die Branche 
wies zurecht darauf hin, dass ab 2020 
deutlich mehr aus der alten Förde-
rung herausfielen, es also einen Abbau 
geben werde. Bayern, wo rund ein 
Drittel aller Kraftwerke stehen, setzte 
sich vehement für die Biomasse ein. 

Die Einigung ist ein wich-
tiger Schritt für die Neu-
regelung der Förderung 
erneuerbarer Energien. 
Am Tag zuvor hatten sich 
bereits Bund und Länder 
auf die Grundzüge der 
Novelle geeinigt. Es ist 
nun im Gesetz verankert, 
dass und unter welchen 
grundsätzlichen Bedin-
gungen Biomasseanla-
gen an Ausschreibungen 
teilnehmen können. Damit bekommen 
neue Biomasseanlagen künftig wieder 
eine verlässliche, wirtschaftliche Per-
spektive. Bestandsanlagen können sich 
nach Auslaufen der 20-jährigen För-
derung ebenfalls an diesen Ausschrei-
bungen beteiligen und erhalten so die 
Chance auf die zum Weiterbetrieb 
erforderliche Anschlussförderung. Das 
Ausschreibungsvolumen wird aufgrund 
der Beharrlichkeit Bayerns nahezu 
verdoppelt: Mit 1.050 MW in den näch-
sten 6 Jahren bleibt die Biomasse ein 

Förderung erneuerbarer Einergien

Wichtiger Schritt zur Neuregelung

fester Bestandteil im künftigen Ener-
giemix. Die Einigung der Koalitions-
spitzen von CSU, CDU und SPD ist ein 
wichtiger Schritt für die Neuregelung 
der Förderung erneuerbarer Energien. 
Im parlamentarischen Verfahren wird 
sich die CSU auch weiterhin nachhal-
tig dafür einsetzen, dass beim Ausbau 
der erneuerbaren Energien den Anlie-
gen der Bevölkerung vor Ort Rech-
nung getragen wird und die Biomasse 
auch weiterhin ein fester Bestand-
teil im künftigen Energiemix bleibt.

Nachdem der Entwurf des Bundes-
verkehrswegeplans 2016-2030 die 

Elektrifizierung der Strecke Nürnberg 
– Marktredwitz – Hof /Schirnding 
– Grenze D/CZ (Franken-Sachsen-
Magistrale) als „Vordringlicher Bedarf“ 
bewertet wurde, muss nach Abschluss 
der parlamenterischen Beratungen der 
Rückenwind aus Berlin die konkrete 
Planung weiter zügig vorantreiben. Nur 
dann kann auch schnell gebaut werden. 

Wenn die Länder ihre Verantwortung 
wahrnehmen und zügig die rechtlichen 
Voraussetzungen für den Bau schaf-
fen, wird der Bund das Seine dazu bei-
tragen und die notwendigen Gelder zur 
Verfügung stellen. Bei der Anmeldung 
für die Fortschreibung des BVWP hat 
der Freistaat Bayern die Elektrifizie-
rung der Strecke Nürnberg – Markt-
redwitz – Hof /Schirnding – Grenze D/
CZ erweitert und um die Elektrifizie-
rung und den zweigleisigen Ausbau des 
Abschnitts Schnabelwaid – Bayreuth 
ergänzt. Dies wurde beim vorliegenden 
Entwurf des Bundesverkehrswege-
plans bislang nicht berücksichtigt, was 
nicht nachvollziehbar ist. Die direkte 
Anbindung der Stadt Bayreuth an eine 
künftige Franken-Sachsen Magistrale 
ist von entscheidender Bedeutung für 
unsere Region, wofür es sich partei-
übergreifend einzusetzen gilt. Das 
letzte Wort hat hier jedoch der Deut-
sche Bundestag! Des Weiteren werden 
Projekte, die im derzeit noch maßgeb-

Franken-Sachsen-Magistrale

Konkrete Planungen zügig voran treiben!
lichen Bedarfsplan für Bundesschie-
nenwege enthalten sind, vom Bund in 
den Bezugsfall aufgenommen, wenn bis 
Ende dieses Jahres ein substanzieller 
Baubeginn zu verzeichnen ist. Obwohl 
mit dem Abschnitt Reichenbach — Hof 
bereits ein Teil der „Franken-Sach-
sen-Magistrale“ fertiggestellt ist, 
wird das Projekt vom Bund als eige-
nes Teilprojekt betrachtet, was nicht 
nachvollziehbar ist. Hartmut Koschyk 
wörtlich: „Ich unterstütze ausdrück-
lich den gemeinsamen Appell des Säch-
sisch-Bayerischen Städtenetzes und 
der Interessengemeinschaft Elektri-
fizierung Nürnberg/Bayreuth-Cheb 
„Mut zum Lückenschluss“ und schließe 
mich nachdrücklich der Forderung an, 
dass im parlamentarischen Verfahren 
der Bundestag beschließt, die Elek-
trifizierung Nürnberg – Marktred-
witz – Hof mit den Abzweigen nach 
Bayreuth und Schirnding (Grenze 
CZ) in den Bezugsfall des Bundes-
verkehrswegeplans aufzunehmen.“
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Die Gemeinschaftsinitiative „Stadt- 
und Ortsteile mit besonderem Ent-

wicklungsbedarf – die Soziale Stadt“ 
wurde 1996 von der Konferenz der 
Bauminister der Länder als natio-
nales Aktionsprogramm zur Stabilisie-
rung von Problemgebieten in Städten 
und Gemeinden ins Leben gerufen, das 
Bund-Länder-Städtebauförderungs-

programm gleichen Namens wurde 1999 
aufgelegt. 2016 stehen in Bayern für 
das Städtebauförderprogramm „Sozi-
ale Stadt“ insgesamt rund 31,8 Millio-
nen Euro zur Verfügung. Davon stellen 
der Bund und der Freistaat Bayern 
jeweils 15,9 Millionen Euro zur Verfü-
gung. Mit diesem Programm werden 
die Städte und Gemeinden darin unter-
stützt, den demografischen Verän-
derungen zu begegnen und so allen 
Bevölkerungsgruppen die Teilhabe am 
öffentlichen Leben zu ermöglichen. 
Im Mittelpunkt stehen dabei familien-
freundliche Infrastrukturen, der Aus-
tausch zwischen den Generationen, 
Integration und die Barrierefreiheit. 
Daher sind die Einbindung der Bewoh-
ner und bürgerschaftliches Engage-
ment wichtige Erfolgsfaktoren dieses 
Programms. Mit der Förderung von 
Stadtteiltreffs oder Quartierszentren 

Förderprogramm „Soziale Stadt“

1 Million Fördergelder für Bayreuth
können Orte für gemeinsame Akti-
vitäten, Begegnung und Integration 
geschaffen werden. Einen weiteren 
Schwerpunkt bilden Maßnahmen zur 
Verbesserung des Wohnumfelds, vor 
allem auch Spiel- und Sportflächen für 
Kinder und Jugendliche. Der Bayerische 
Staatsminister des Innern, Joachim 
Herrmann MdL, informierte den Bay-
reuth- Forchheimer Bundestagsab-
geordneten, Hartmut Koschyk, dass 
in Oberfranken in diesem Jahr zwölf 
Städte und Gemeinden mit rund 4,3 
Millionen Euro aus dem Städtebauför-
derprogramm „Soziale Stadt“ unter-
stützt werden. In der Stadt Bayreuth 
werden laut Bayerischem Staatsmini-
sterium des Innern über das Förderpro-
gramm „Soziale Stadt“ die Stadtteile 
Insel/St. Georgen, Hammerstadt mit 
692.000 Euro und in Bad Berneck der 
Stadtkern mit 320.000 Euro gefördert.

Cate Blanchett, Gwen Stefani, Brit-
ney Spears oder Katy Perry, all 

diese Hollywood-Stars und noch viele 
mehr haben eines gemeinsam: sie 
nutzen Kindersitze, Kindertragen oder 
Babywagen aus dem Hause Cybex, das 
im Bayreuther Industriegebiet seine 
Zentrale hat. Das Unternehmen mit 
Kulmbacher Wurzeln fusionierte 2014 
mit der Goodbaby International Hol-
dings Limited in China. „Wir sind eines 

der führenden globalen 
Unternehmen für die 
Entwicklung und Her-
stellung von Kinder- 
und Jugendprodukten“, 
sagte Managing Direc-
tor Johannes Schlam-
minger bei einem 
Besuch des Bayreuther 
B u n d e s t a g s a b g e -
ordneten Hartmut 
Koschyk. „Mit mehr 
als 25 Jahren Erfahrung 
in der Forschung, Ent-
wicklung, Design und 

Qualitätsmanagement sowie eige-
nen Fertigungsstätten setzen wir den 
weltweiten Standard für Sicherheit, 
Innovation, Design und Fertigung“, so 
Schlamminger. Mit den Hollywood-
Stars ist Cybex nicht nur regelmäßig in 
Lifestyle-Magazinen präsent, immer 
wieder würden internationale VIP-
Mütter zufällig abgelichtet, wie sie 
mit einem Cybex-Kindergefährt oder 
einer Cybex-Babytrage unterwegs 

Unternehmensbesuch bei Cybex in Bayreuth

Von Bayreuth nach Hollywood
sind. Die Firmengeschichte von Cybex, 
ein Fantasiename, der nach futuris-
tischer Leichtigkeit und technischer 
Perfektion klingen soll, gleicht einem 
rasanten Spurt von null auf hundert. 
Von Martin Pos gegründet, beschäf-
tigt das Unternehmen am Stand-
ort Bayreuth heute 280 Mitarbeiter. 
Heute verstehe sich Cybex als „Life-
style-Unternehmen in der Kinder- und 
Babybranche, das sich perfekt auf das 
urbane Leben der Eltern einstellt“ und 
das dabei bei seiner Produktentwick-
lung konsequent auf den strategischen 
Dreiklang aus Sicherheit, Design und 
Funktionalität setzt. Ziel von Cybex 
ist es nach den Worten von Johannes 
Schlamminger, weiter zu wachsen und 
neue Produktbereiche zu erschließen.   
 
Das Bild zeigt: Johannes Schlam-
minger (links), Simone Berger und 
Dr. Raoul Bader (rechts) von Cybex 
zusammen mit dem Bayreuther Bun-
destagsabgeordneten Hartmut 
Koschyk im Showroom in Bayreuth.
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Das Integrationsgesetz folgt dem 
Grundsatz „Fördern und Fordern“. 

Geplant sind weitere Erleichterungen 
bei Ausbildung und Arbeit. Außer-
dem soll es zusätzliche geförderte Jobs 
und bessere Zugänge zu Integrations-
kursen geben. Zudem sollen Integrati-
onspflichten festgeschrieben werden, 
deren Nichteinhaltung Kürzungen bei 
den Sozialleistungen zur Folge haben. 
Mit dem geplanten Integrationsgesetz 
will die Bundesregierung verlässliche 
Angebote für Flüchtlinge schaffen, 
um möglichst viele Menschen in den 
Arbeitsmarkt zu integrieren. Entschei-
dend sind das Erlernen der deutschen 

Sprache und die Qualifizierung. Das 
geplante Gesetz soll die erleichter-
ten Ausbildungsangebote für Men-
schen mit guter Bleibeperspektive 
sowie Orientierungskurse bei schlech-
terer Bleibeperspektive regeln. Nicht 
alle könnten bleiben, betonte Bundes-
kanzlerin Merkel. Aber Schäden träten 
ein, „wenn wir Menschen erst einmal 
eineinhalb Jahre nichts anbieten“, so 
die Bundeskanzlerin. Bundeskanzlerin 
Merkel betonte, dass auf diese Weise 
für Flüchtlinge, aber auch für Unter-
nehmen Rechtssicherheit geschaffen 
werde. Zugleich gelte: „Wer die Aus-
bildung abbricht, verliert den Aufent-
haltstitel.“ Für einen Zeitraum von drei 
Jahren soll auf die Vorrangprüfung bei 
Asylbewerbern verzichtet werden. Das 
heißt, die Bundesagentur für Arbeit 
muss nicht zunächst prüfen, ob für 
eine Tätigkeit ein einheimischer oder 
EU-Beschäftigter zur Verfügung 
steht. Während einer Ausbildung sollen 
die Betroffenen geduldet werden. 

Einführung eines Integrationsgesetzes

Wichtiger Schritt zu nachhaltiger Integration
Nach erfolgreicher Ausbildung soll der 
Geduldete eine weitere Duldung für 
bis zu sechs Monate zur Arbeitsplatz-
suche erhalten. Wenn ein Betrieb den 
Ausgebildeten beschäftigt, soll dieser 
ein zweijähriges Aufenthaltsrecht 
bekommen. Das geplante Integrati-
onsgesetz ist ein historischer Schritt. 
Es macht Zuwanderern in Deutsch-
land klar, dass sich Leistung lohnt. Mit 
den Beschlüssen sind wir wieder einen 
entscheidenden Schritt weitergekom-
men, um den Herausforderungen des 
Flüchtlingszustroms zu begegnen. Für 
Einheimische und Schutzsuchende 
gleichermaßen. Die Regierungskoali-
tion vereinbarte auch, die Bedeutung 
des Flüchtlingsausweises zu stärken. Er 
soll in Zukunft Voraussetzung für den 
Zugang zum Arbeitsmarkt und zu Inte-
grationsleistungen sein. Die Koalition 
hat sich auch darauf geeinigt, Ankom-
mende in Deutschland gleichmäßiger 
zu verteilen. So soll vermieden werden, 
dass soziale Brennpunkte entstehen.

Höhenklinik Bischofsgrün

Entscheidung über Reha-Klinik nicht akzeptabel
Hartmut Koschyk MdB hat die Ent-

scheidung, die Reha-Kliniken in 
Bayreuth und Bischofsgrün zu schlie-
ßen und in der Stadt Bayreuth eine 
neue Reha-Klinik zu errichten, in meh-
reren Schreiben an den Präsidenten 
der Deutschen Rentenversicherung 
Bund, Dr. Axel Reimann, entschie-
den kritisiert. „Alle Möglichkeiten 
müssen objektiv und transparent 
geprüft werden, ehe Schließungen 
und Neubauten in der Öffentlichkeit 
diskutiert werden. Der Bundesrech-
nungshof habe mehr als deutlich auf-
gezeigt, welche Mängel zunächst von 
Seiten der Deutschen Rentenversi-
cherung abgestellt werden müssen, 
um eine ordentliche Bewertung der 
beiden Einrichtungen sicherzustel-
len“, so Koschyk. In der Öffentlichkeit 
hat die Deutschen Rentenversiche-
rung immer wieder deutlich gemacht, 
dass die Schließung der Reha-Kli-
niken in Bayreuth und Bischofsgrün 
überhaupt erst durch einen Prüfbe-
richt des Bundesrechnungshofes in 

Gang gesetzt wurde. Nun kristallisiert 
sich aus den Stellungnahmen des Bun-
desrechnungshofes und der öffentli-
chen Berichterstattung immer mehr 
heraus, dass dies nicht den Tatsa-
chen entspricht. In einer der letz-
ten Verlautbarungen der Deutschen 
Rentenversicherung Bund hat diese 
unmissverständlich Stellung bezogen 
und erklärt, dass nicht zuletzt aufgrund 
der erneuten massiven Vorwürfe des 
Bundesrechnungshofs nochmals ver-
schiedene Szenarien geprüft wurden. 
Der Bundesrechnungshof forderte in 
diesem Zusammenhang zudem auf, 
dass die Deutsche Rentenversiche-
rung den Weiterbetrieb, die Sanie-
rung, den Verkauf und die Schließung 
in die Untersuchungen einbeziehen 
muss. In seiner Verlautbarung atte-
stiert der Bundesrechnungshof aber 
eindeutig: „Das versäumte die DRV 
Nordbayern.“ Koschyk hat in seinen 
Schreiben an Präsidenten Reimann 
gefordert, dass eine neue Überprü-
fung der Entscheidung zu erfolgen 

hat. Diese seien ebenso gründlich wie 
transparent durchzuführen. Bis zum 
Abschluss dieser Untersuchungen 
sollten alle Planungen hinsichtlich einer 
Schließung bzw. eines Neubaus aus-
gesetzt werden. Auch das bayerische 
Staatsministerium für Soziales hat 
bereits eine Prüfung des Sachverhaltes 
angekündigt. Martin Schöffel MdL hat 
zudem Staatsministerin Emilia Müller 
MdL eingeschaltet. Sie hat zugesi-
chert, dass der gesamte Sachverhalt 
mit großer Sorgfalt geprüft und bear-
beitet wird sowie die gemeinschaftlich 
(Gemeinde, Landrat, MdBs und MdLs) 
gestellten Fragen beantwortet werden.
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Zu einer Art kleinen Bauerntag hatten 
die BBV-Kreisverbände Bamberg 

und Forchheim ihre zuständigen CSU-
Abgeordneten auf den Betrieb von 
Klaus Deinlein in Neudorf bei Scheßlitz 
eingeladen, um aktuell von der Agrar-
marktkrise zu berichten. Wichtigstes 
Ergebnis des Gesprächs: die Mandats-
träger stehen hinter den Landwirten 
und wissen sehr wohl um die Dimen-
sion der Krise. Sowohl die Bundes-
tagsabgeordneten Hartmut Koschyk 
(Bayreuth) und Thomas Silberhorn 
(Bamberg), als auch die Landtagsabge-
ordneten Heinrich Rudrof (Bamberg) 

und Michael Hofmann (Forchheim) 
versicherten den Bauern ihre Unter-
stützung und zeigten sich fachlich auf 
Augenhöhe mit den Landwirten. „Die 
Probleme brennen extrem“, sagte der 
oberfränkische BBV-Bezirkspräsident 
Hermann Greif. „Uns allen steht das 
Wasser bis zum Hals“, so die Forch-
heimer Kreisbäuerin und stellvertre-
tende Bezirksbäuerin Rosi Kraus. „Wir 
hoffen auf die Politik, denn sonst geht 
es mit der Landwirtschaft den Bach 
runter“, sagte Kraus. Auch der Bam-
berger Kreisobmann Heinrich Faatz 
bezeichnete die Situation als „wirk-
lich ernst“. Wenn einer ausschließ-
lich auf Lebensmittelproduktion setzt, 
dann sei er jetzt arm dran, so Faatz. 
Von der existenzbedrohenden Lage 
für die bäuerlichen Betriebe berich-
tete Hartmut Koschyk MdB. Nicht 
nur das Auslaufen der Milchquote sei 
für die miserable Lage verantwort-
lich, auch das Russland-Embargo, die 
nachlassende Konjunktur in China 

Gespräch mit Bayerischem Bauernverband Bamberg und forchheim

Höfesterben muss verhindert werden!
und die Kriege im Nahen und Mittle-
ren Osten. Mit den Entlastungen bei 
den landwirtschaftlichen Sozialver-
sicherungen, steuerlichen Erleichte-
rungen und Liquiditätshilfen habe die 
Politik einiges auf den Weg gebracht. 
Nun sei der Verbraucher am Zug. 
Noch immer herrsche bei vielen die 
Grundhaltung vor, ausgerechnet an 
Lebensmitteln zu sparen. In weiten 
Kreisen sei das Bewusstsein für Nah-
rungsmittel verloren gegangen. Dies 
zurückzugewinnen werde eine Auf-
gabe der Zukunft sein. Den Markt 
selbst könne man allerdings nicht 
außer Kraft setzen, wohl aber stüt-
zen. Koschyk: „Wir müssen alles tun, 
um ein Höfesterben zu verhindern.“  
 
Das Bild zeigt: Landwirt Klaus Deinlein mit 
Michael Hofmann MdL, Hartmut Koschyk 
MdB, BBV-Bezirkspräsident Hermann 
Greif, Thomas Silberhorn MdB, Hein-
rich Rudrof MdL und die stellvertretende 
Bezirksbäuerin Rosi Kraus (von links).

Bundespräsident Joachim Gauck hat unserm 
Land in vorbildlicher Weise gedient. Er war 

und ist der Präsident der Bürgerinnen und Bürger.  
Er hat aber auch wichtige politische Akzente gesetzt 
für Freiheit und Demokratie, eine offene tole-
rante Gesellschaft, für eine aktive außenpoli-
tische Rolle Deutschlands in Europa und der Welt.  
Koschyk wörtlich: „Ich bedauere, dass Joachim Gauck keine 
2. Amtszeit antritt, bin mir aber sicher, dass Bundesprä-
sident Joachim Gauck für den Rest seiner Amtszeit wei-
terhin das Bild Deutschlands nach außen in hervorragender 
Weise prägen wird – so, wie er es auch bisher getan hat.“

Bundespräsident Joachim Gauck

Vorbildlicher Dienst
Über 1.000 Persönlichkeiten kamen, um dem Pegnit-

zer Altbürgermeister Manfred Thümmler zum 70. 
Geburtstag zu gratulieren. Anlässlich des Festaktes der 
Stadt Pegnitz würdigten Bürgermeister Raab und Dekan 
Schoenauer die mannigfaltigen Verdienste des Ehren-
bürgers und bezogen in die Glückwünsche auch Thümm-
lers Ehefrau Sonja mit ein, die vor wenigen Tagen ebenfalls 
ihren runden Geburtstag hatte feiern können. Auch Hart-
mut Koschyk MdB gratulierte Manfred Thümmler an 
seinem Jubeltag und dankte ihm für seine Lebensleistung. 
Das Bild zeigt Koschyk mit Thümmler anlässlich dess Ver-
abschiedung als Pegnitzer Bürgermeister im Oktober 2012.

Altbürgermeister Manfred Thümmler

Herzlichen Glückwunsch
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Unsere Kommunen erfüllen wesent-
liche Aufgaben der öffentlichen 

Daseinsvorsorge: Sie übernehmen 
einen Teil der Kosten der Unterkunft 
für Leistungsberechtigte, sie betreiben 
Bildungs-, Kindertages- und kommu-
nale Sportstätten, finanzieren Biblio-
theken und Kultureinrichtungen, bauen 
Straßen und organisieren nicht zuletzt 
den Öffentlichen Personennahverkehr. 
Die unionsgeführte Bundesregierung 
hat in den letzten Jahren für die größte 
finanzielle Entlastung der Kommunen 
in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland gesorgt. So übernimmt 
der Bund die Kosten für die Grundsi-

cherung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung und entlastet die Kommunen 
aufwachsend um bis zu 5 Mrd. Euro ab 
2018. Zudem hat der Bund einen Son-
der-Investitionsfonds mit 3,5 Mrd. 
Euro für die Kommunen aufgelegt. 
Insgesamt entlastet die unionsge-
führte Bundesregierung die Kommu-
nen bis 2018 um mehr als 25 Mrd. Euro. 
Wenn der Bund den Kommunen wei-
teres Geld zur Verfügung stellt, muss 
auch definitiv sichergestellt sein, 
dass die Mittel vor Ort ankommen. 
Die Bundesländer fordern eine Entla-
stung über einen höheren Anteil an der 
Umsatzsteuer. Das ist nicht akzepta-
bel, weil damit eine Förderung nach 
dem Gießkannenprinzip erfolgt. Ent-
scheidend ist, dass die Mittel zielge-
richtet dort ankommen, wo sie auch 
benötigt werden. Bevor der Bund die 
Kommunen bei den Kosten der Unter-
kunft weiter entlastet, müssen zudem 
verfassungsrechtliche Fragen eindeu-
tig geklärt sein. Der Bund darf nicht 
quasi aus Versehen in eine Bundesauf-

Kosten der Unterkunft

Region muss Unterstützung erhalten!
tragsverwaltung mit schwer abschätz-
baren Folgen für die Verwaltung der 
Grundsicherung für Arbeitssuchende 
geraten. Der Bund hat signalisiert, 
den Kommunen zusätzliche Mittel 
für die steigenden KdU-Ausgaben 
zur Verfügung zu stellen. Dafür muss 
jetzt ein sicherer Übertragungsweg 
gefunden werden. Eine Spitzabrech-
nung im Rahmen der KdU-Erstattung 
ist ein gangbarer Weg. Das bedeu-
tet, dass jeweils ausgerechnet wird, 
ob die Finanzhilfen ausreichen und 
wenn nicht, entsprechend entstandene 
Defizite ausgeglichen werden. Es muss 
sichergestellt werden, dass das Geld 
tatsächlich dort ankommt, wo es auch 
aufgrund der steigenden Zahl aner-
kannter Asylbewerber benötigt wird. 
Das Misstrauen des Bundes und der 
Kommunen gegenüber einer unspezi-
fischen Förderung ist nachvollziehbar. 
Zu oft schon sind Mittel des Bundes, 
die zur Entlastung der Kommu-
nen gedacht waren, nicht vollständig 
und zusätzlich vor Ort angekommen.

Altbürgermeister Manfred Thümmler

Herzlichen Glückwunsch

Bei den Neuwahlen des CSU-Kreis-
vorstandes im vergangenen Jahr 

hatte Hartmut Koschyk MdB nach 16 
Jahren sein Amt als CSU-Kreisvor-
sitzender an seine bisherige Stellver-
treterin Gudrun Brendel-Fischer MdL 
übergeben. In dieser Zeit hat sich 
Hartmut Koschyk MdB in herausra-
gender Weise um die CSU verdient 
gemacht und damit einen wertvollen 
Beitrag zum Erfolg unserer Partei im 
Landkreis Bayreuth geleistet, worauf-
hin der Kreisvorstand einstimmig 
beschlossen hat, Hartmut Koschyk 
MdB zum Ehrenkreisvorsitzenden des 
CSU-Kreisverbandes Bayreuth-Land 
zu ernennen. Bei der feierlichen Über-
reichung der Ehrenurkunde blickte 
Gudrun Brendel-Fischer MdL nochmals 
auf die langjährige Arbeit von Hartmut 
Koschyk MdB als CSU-Kreisvorsitzen-
der zurück. Ein Schwerpunkt seiner 
Arbeit war die Stärkung der Arbeit in 
den CSU-Ortsverbänden vor Ort mit 
der Durchführung einer Seminar-

reihe unter dem Titel „Informations-
seminare für Führungskräfte der CSU 
im Landkreis Bayreuth“. Dazu wurde 
ein Leitfaden erstellt, der die Orts-
verbände bei der täglichen Arbeit vor 
Ort unterstützen soll. Zusätzlich gab 
es mit Seminaren und einer Reihe von 
Schulungen der Hanns-Seidel-Stif-
tung unter dem Titel „Training für 
politische Führungskräfte“ ein umfas-
sendes Schulungsangebot, welches 
von einer Reihe der Funktionsträger 
und Mitglieder intensiv genutzt wurde. 
Um dem ehrenamtliche Engagement 
im gesamten öffentlichen Raum mehr 
Aufmerksamkeit und Anerkennung zu 
schenken, verleiht der CSU-Kreisver-
band Bayreuth-Land aufgrund der Ini-
tiative von Hartmut Koschyk MdB seit 
dem Internationalen Jahr des Ehren-
amtes im Jahr 2000 einen „Bürgerpreis“ 
für besonderes ehrenamtliches Enga-
gement, um die hohe Wertschätzung 
und Anerkennung für die ehrenamtlich 
tätigen Mitbürgerinnen und Mitbür-

Dank und Anerkennung für 16 Jahre Kreisvorsitz

Ernennung zum Ehrenkreisvorsitzenden
ger im Landkreis Bayreuth zum Aus-
druck bringen. Ferner konnte die CSU 
unter der Verantwortung von Hartmut 
Koschyk MdB als CSU-Kreisvorsitzen-
der eine Reihe von Wahlen erfolgreich 
gestalten. Besonders hervorzuheben 
ist dabei die Wahl von Hermann Hübner 
zum Landrat des Landkreises Bayreuth 
im Jahr 2008, der sich gleich im ersten 
Wahlgang gegen seine beiden dama-
ligen Mitbewerber durchsetzen konnte 
und damit die Nachfolge von Dr. 
Klaus-Günter Dietel antrat, der nach 
über 30 Jahren Amtszeit nicht mehr 
für dieses Amt zur Verfügung stand.
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Hartmut Koschyk MdB ist in Berlin mit der Präsiden-
tin der German Language School Conference, der 

Dachorganisation der amerikanischen „Samstagsschu-
len“, Frau Dr. Renate von Ludanyi, zusammengetroffen. 
An dem Gespräch nahmen auch Frau Heidemarie Tirey, 
Ph. D. und Frau Sigrid C. Belluz von der German Langu-
age School Conference teil. Im Mittelpunkt des Gesprächs 
standen Fragen im Zusammenhang mit den deutschen 
Sprachdiplomprüfungen in den USA sowie Möglich-
keiten einer nachhaltigen Förderung, um die Arbeit der 
German Language School Conference sicherzustellen.   
Das Bild zeigt: Hartmut Koschyk MdB gemeinsam mit 
Frau Heidemarie Tirey, Ph. D.,  Frau Sigrid C. Belluz 
und der Präsidentin der German Language School Con-
ference, der Dachorganisation der amerikanischen 
„Samstagsschulen“, Frau Dr. Renate von Ludanyi.

amerikansiche „Samstagsschulen“

Nachhaltige Förderung

Der Vorsitzende der Stiftung Verbundenheit mit 
den Deutschen im Ausland und Ehrenvorsitzende 

des Vereins für deutsche Kulturbeziehungen im Aus-
land, Hartmut Koschyk MdB, hat sich in Berlin mit dem 
im schlesischen Liegnitz (heute Legnica/Polen) gebo-
renen und in Argentinien lebenden langjährigen Prä-
sidenten des argentinisch-deutschen Clubs in Buenos 
Aires, Rechtsanwalt Dr. Thomas Leonhardt und seinem 
Sohn Frederico Leonhardt, zu einem Informationsaus-
tausch getroffen. Im Mittelpunkt des Gespräches stan-
den Möglichkeiten eines verstärkten Engagements der 
Stiftung Verbundenheit und des Vereins für deutsche 
Kulturbeziehungen im Ausland (VDA) in Argentinien.  
Das Bild zeigt: Hartmut Koschyk MdB mit dem lang-
jährigen Präsidenten des argentinisch-deutschen 
Clubs in Buenos Aires, Rechtsanwalt Dr. Thomas 
Leonhardt und seinem Sohn Frederico Leonhardt

Argentinisch-Deutscher Club

Zukunftsprojekte

Der Bund der Vertriebenen und dessen Präsi-
dent Dr. Bernd Fabritius MdB luden auch in diesem 

Jahr wieder zahlreiche Vertreter aus Politik und Gesell-
schaft zum traditionellen Jahresempfang ein. Neben 
Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel, waren u. a. auch 
die neue Direktorin der Bundesstiftung Flucht, Ver-
treibung, Versöhnung, Gundula Bavendamm, und der 
Beauftragte der Bundesregierung für Aussiedlerfra-
gen und nationale Minderheiten und Bayreuth-Forchhei-
mer Bundestagsabgeordnete, Hartmut Koschyk, zugegen.

BdV-Jahresempfang 2016

Wichtige Arbeit
Auf Einladung der Deutsch-Ungarischen Parlamenta-

riergruppe im Deutschen Bundestag besuchte eine 
Delegation der ungarisch-deutschen Freundschafts-
gruppe die Bundeshauptstadt und führte ein Gespräch 
mit Hartmut Koschyk MdB über die deutsch-unga-
rischen Beziehungen. Das Bild zeigt: Imre Ritter, Spre-
cher der Ungarndeutschen im ungarischen Parlament, Dr. 
Istvan Hiller, Vizepräsident der Ungarischen Nationalver-
sammlung, Bundesbeauftragter Hartmut Koschyk MdB, 
Minister Dr. Zoltán Balog, Botschafter Dr. Péter Györkös.

Deutsch-ungarische Freundschaft

Enge Beziehungen
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Argentinisch-Deutscher Club

Zukunftsprojekte

Auch in den vergangenen Monaten führte Hart-
mut Koschyk MdB Informationsfahrten in die Bun-

deshauptstadt Berlin durch. Zahlreiche Bürgerinnen und 
Bürger seines Wahlkreises nutzten die Gelegenheit, um 
sich in Berlin aus erster Hand über die Arbeit von Hart-
mut Koschyk MdB zu informieren und in verschiedenen 
Ministerien die Arbeit der Bundesregierung erläutert zu 
bekommen. Neben dem Besuch einer Plenarsitzung oder 
eines Informationsvortrages im Deutschen Bundestag 
besuchten die Besuchergruppen u. a.  das Bundesmini-
sterium des Innern, die Landesvertretung des Freistaates 
Bayern in Berlin und wurden bei Stadtführungen und 
Stadtrundfahrten über die Stadt Berlin informiert. 

Besuch in Berlin

Hinter den Kulissen

Michal Kedzierski aus Polen hat in 
den vergangenen drei Monaten 

ein Internationales Parlamentsstipen-
dium (IPS) absolviert.  Das dazugehö-
rige Praktikum bei einem Abgeordneten 
leistete der 25-Jährige bei Hartmut 
Koschyk MdB ab. Vor etwa einem Jahr 
hatte er sich für das Stipendium bewor-
ben und sich dabei gezielt für einen 
Abgeordneten der CDU/CSU-Fraktion 
entschieden. Der Zeitpunkt erwies sich 
dabei günstig, vor allem auch, weil er 
bei den Feierlichkeiten für das Jubiläum 
25 Jahre deutsch-polnischer Nach-
barschaftsvertrag in Schloss Bellevue 
dabei sein konnte. Daneben arbeitete 
Kedzierski an Terminvorbereitungen für 

Praktikum im Berliner Abgeordnetenbüro

Auf Tuchfühlung in Berlin und Bayreuth
den Abgeordneten mit und begleitete 
Koschyk bei verschiedenen Terminen. 
„Das Thema der deutsch-polnischen 
Beziehungen war auch Schwerpunkt 
meines Praktikums“, sagt er, während 
ihn Koschyk als einen seiner besten 
Praktikanten lobt. Kedzierski stammt 
aus Plock, einer mittelgroßen Stadt 
zwischen Warschau und Posen. In War-
schau studierte er Internationale Bezie-
hungen, ein Semester führte ihn als 
Erasmus-Student dazwischen bereits 
einmal nach Leipzig. Seine Masterar-
beit hat er über die deutsch-russischen 
Beziehungen, seine Bachelor-Arbeit 
über die Krim, sechs Monate vor der 
Annexion Russlands, geschrieben.  
 
Zum Abschluss des dreimonatigen Sti-
pendiums war Michal Kedzierski im 
Wahlkreis zu Gast. In Bayreuth traf er 
unter anderem auf Barbara Sabarth 
von der Deutsch-Polnischen Gesell-
schaft und auf Pater Stefan Matula. 
Dazu konnte er sich bei Stadtführungen 
in Bayreuth und Bamberg sowie einen 
Besuch der Landesgartenschau und 
einem Ausflug in die Fränkische Schweiz 
über unsere Region informieren. 

Auch Moritz Wirth absolvierte ein 
Praktikum im Berliner Abgeordneten-
büro von Hartmut Koschyk MdB. Wirth 
hat seine „Highschool Graduation“ 
nach der 12. Klasse an der AIS (Ameri-
can International School) in Salzburg im 
Alter von 16 Jahren abgeschlossen. Ehe 
es nun zum Studium geht, wollte sich 
Wirth einen Eindruck über die Arbeit 
eines Abgeordneten verschaffen. Wirth 
spielt aktiv Eishockey, ist im Kader der 
deutschen Nationalmannschaft. Sein 
Ziel ist es, in Boston, MA, an der Ost-
küste Amerikas an der University of 
Harvard zu studieren und in deren Col-
lege-Team Eishockey zu spielen.

Nach knapp 2 Jahren hat Anna Kerner ihre Beschäfti-
gung als studentische Mitarbeiterin im Wahlkreisbüro 

des Bayreuther Bundestagsabgeordneten und Beauftrag-
ten für Aussiedlerfragen und nationale Minderheiten, 
Hartmut Koschyk, beendet. Mit ihrem Bachelor-Abschluss 
hat sie ihr Studium in der Fächerkombination Politik-, The-
ater- und Medienwissenschaften an der Friedrich-Ale-
xander Universität Erlangen-Nürnberg beendet. Nun 
beginnt sie ein Master-Studium an der Universität Passau, 
so dass sie in der Region ihre Zelte abbrechen muss.

Anna Kerner

Verabschiedung
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Im Rahmen eines Besuches in Polen kam Hartmut 
Koschyk MdB im Marschallamt der Wojewodschaft 

Pommern / Pomorskie mit dem Marschall der Woje-
wodschaft, Herrn Mieczysław Struk (2. v. r.) zusammen. 
Marschall Struk berichtete über die langjährige frucht-
bare Zusammenarbeit Pommerns mit dem Land Meck-
lenburg-Vorpommern und mit Mittelfranken in Bayern, 
welche sehr zur positiven Entwicklung der Wojewod-
schaft beigetragen habe. Marschall Struk bezeichnete 
Pommern als „Kleineuropa“, da hier verschiedene nati-
onale Minderheiten, aber auch religiöse Minderheiten 
mit der polnischen und katholischen Mehrheitsbevölke-
rung zusammenleben. An den Gesprächen nahm auch 
die deutsche Generalkonsulin Cornelia Pieper (rechts) teil.

Politische Gespräche in polen

Wichtige Beziehungen

Koschyk besuchte die Stadt Osterode /Ostróda in 
der Wojewodschaft Ermland-Masuren/Warmia-

Mazury. Gemeinsam mit dem Vorsitzenden des Ver-
bandes der deutschen Gesellschaften in Ermland und 
Masuren, Henryk Hoch und Bürgermeister Czesław Naj-
mowicz besichtigte Koschyk das „Haus der Deutschen 
Minderheit“, zu dessen Erwerb der Heimatkreis Osterode 
finanziell beigetragen hat und dessen Sanierung mitfi-
nanziert wurde durch die „Stiftung für deutsch-polnische 
Zusammenarbeit“. Das Bild zeigt: Kulturreferentin Ulrike 
Elisabeth Vogt, VDGEM-Vorsitzender Henryk Hoch, Bür-
germeister Czesław Najmowicz, Generalkonsulin Cornelia 
Pieper, Hartmut Koschyk MdB, VdG-Vorsitzender Bernard 
Gaida und Amtsrat Bastian Bartsch (BMI).

Deutsch-polnischer Nachbarschaftsvertrag

Funktionierende  
Zusammenarbeit

Am 18. Juni wurde in Bruneck in Südtirol die 3. Fußball-
europameisterschaft der autochthonen nationalen 

Minderheiten „EUROPEADA 2016“ eröffnet. Veranstal-
ter der Europeada ist die Föderalistische Union Europä-
ischer Nationalitäten (FUEV).  Die Concordia-Glocke auf 
dem Kronplatz läutete die Eröffnung der EUROPEADA 2016 
in Bruneck ein. Seit einigen Jahren ziert die Glocke „Con-
cordia“ das beliebte Ausflugs- und Skigebiet Kronplatz 
bei Bruneck. Sie thront auf dem 2.275 m hohen Gipfel des 
Kronplatzes. Die Concordia ist als Friedensglocke konzi-
piert. Ihre lateinische Inschrift „Donet deus populis pacem“ 
heißt zu deutsch „Gott schenke den Völkern Frieden“.

Europeada 2016

Europäischer Gedanke

Hartmut Koschyk MdB hat in Hermannstadt an der 
Eröffnung des Kinderhospizes des Carl-Wolff-Ver-

eins teilgenommen. Das Bild zeigt die Persönlichkeiten, die 
sich für die Errichtung des Carl-Wolff-Kinderhospizes in 
Hermannstadt/Sibiu eingesetzt hatten: Altbischof Prof. 
Dr. Christoph Klein, Bischof Reinhart Guib, Uwe Fabri-
tius von der Bayerischen Rumänienhilfe und „Sternstun-
den“ des Bayerischen Rundfunks, Ortrun Rhein, Leiterin 
der Carl-Wolff-Einrichtungen in Hermannstadt/Sibiu, 
Bürgermeisterin Astrid Fodor, Günter Weckerbacher, 
Verein „Helft uns Leben“, Dr. Klaus Jürgen Porr, Landes-
vorsitzender des Demokratischen Forums der Deutschen 
in Rumänien (DFDR), die deutsche Konsulin Judith 
Urban und Bundesbeauftragter Hartmut Koschyk MdB.

Kinderhospiz in Herrmannstadt

Wichtige Einrichtung
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Der Vorsitzende der Deutsch-Koreanischen Parlamen-
tariergruppe des Deutschen Bundestages, Hartmut 

Koschyk MdB, führte in Berlin ein Hintergrundgespräch 
zu Nordkorea mit Journalisten der Vereinigung „journa-
lists.network“. Der anerkannte Korea-Experte Koschyk 
ist auch Vorsitzender des Deutsch-Koreanischen Forums 
und Ko-Vorsitzender des Deutsch-Koreanischen Bera-
tergremiums zu außenpolitischen Fragen der Wiederver-
einigung, das im Auswärtigen Amt bereits zum vierten 
Mal getagt hat. Im Mittelpunkt des Hintergrundge-
spräches stand eine Analyse des zurückliegenden VII. 
Parteitages der Partei der Arbeit Koreas (PdAK). „jour-
nalists.network“ ist ein Zusammenschluss junger Repor-
ter, Redakteure und Autoren, die sich der Förderung 
der Auslandsberichterstattung verschrieben haben.

Journalists Network

Hintergrundgespräch

Im Auswärtigen Amt in Berlin findet die 4. Sitzung des 
„Deutsch-Koreanischen Beratergremiums zu außen-

politischen Fragen der Wiedervereinigung“ statt, die auf 
deutscher Seite vom Vorsitzenden der Deutsch-Korea-
nischen Parlamentariergruppe des Deutschen Bundes-
tages, Hartmut Koschyk MdB und auf koreanischer Seite 
vom ehemaligen südkoreanischen Außenminister Han 
Sung-joo geleitet wird. Ende Oktober 2014 hatte sich das 
Beratergremium in Seoul im Beisein der beiden Außenmi-
nister Deutschlands und Südkoreas konstituiert. Die aus 
je sieben Experten aus beiden Ländern bestehende Kom-
mission soll auf Wunsch der südkoreanischen Regierung 
Empfehlungen erarbeiten, welche Erfahrungen der außen-
politischen Aspekte der deutschen Wiedervereinigung auf 
die Situation auf der koreanischen Halbinsel und deren 
nordostasiatischen Umfeld übertragen werden können.

Deutsch-Koreanisches Beratergremium

Wichtige Beratungen

Die Deutsch-Koreanische Gesell-
schaft feierte im Europasaal des 

Auswärtigen Amtes ihr 50-jähriges 
Jubiläum mit einer Konferenz unter 
dem Titel „Die Koreanische Halb-
insel und die Region Ostasien“. Der 
Ehrenpräsident der Deutsch-Korea-
nischen Gesellschaft, Bundesbeauf-
tragter Hartmut Koschyk MdB, wies in 
seiner Ansprache darauf hin, dass die 
Deutsch-Koreanische Gesellschaft am 
21. Juni 1966 auf Initiative des Sohnes 
von Konrad Adenauer, Dr. Max Ade-
nauer, sowie von Dr. h. c. Leo Wagner 
und Hermann Pfattheicher auf einer 
Großveranstaltung in der Bonner Beet-

hovenhalle gegründet wurde. Die DKG 
gehöre damit zu den ältesten binati-
onalen Gesellschaften Deutschlands 
und habe sich im letzten halben Jahr-
hundert stets dafür eingesetzt, leben-
dige Brücken zwischen Deutschland 
und Korea zu bauen. Koschyk dankte 
in diesem Zusammenhang ganz beson-
ders allen, die sich für den Jugendaus-
tausch „Building Bridges“ eingesetzt 
haben, und warb darum, dass sich 
die Regierungen beider Länder für 
einen noch zielgerichteteren Schü-
ler- und Jugendaustausch einsetzen. 
„Ohne Kenntnis, kein Verständnis“, 
so Koschyk. Das Bild links zeigt die 
Redner der Konferenz: Der Botschafter 
der Republik Korea in Deutschland, Lee 
Kyung-soo,  die Vorsitzende des DKG-
Landesverbandes Berlin-Brandenburg, 
Botschafterin a. D. Doris Hertrampf, 
die Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt, Frau Professor Dr. Maria Böhmer, 
der Vize-Außenminister der Repu-

50 Jahre Deutsch-Koreanische Gesellschaft

Beitrag zu Frieden und Verständigung
blik Korea, Lim Sung-nam, der Ehren-
präsident der Deutsch-Koreanischen 
Gesellschaft, Hartmut Koschyk MdB, der 
Asienbeauftragte des Auswärtigen Amtes, 
Dr. Norbert Riedel, sowie der Präsi-
dent der Deutsch-Koreanischen Gesell-
schaft, Lothar H. Weise, mit Ehefrau.  
 
Zum Abschluss der Konferenz 
wurde dem langjährigem Chefre-
dakteur, Herausgeber und Editor-
at-Large der Wochenzeitung „Die 
Zeit“, Dr. Theo Sommer, der Mirok-
Li-Preis für seine Verdienste um 
die deutsch-koreanischen Bezie-
hungen verliehen. (Bild rechts)
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Am 31. Mai 2016 haben Bundestags-
präsident Prof. Dr. Norbert Lam-

mert und der Sejm-Marschall der 
Republik Polen, Marek Kuchciński, 
im Paul-Löbe-Haus die Ausstellung 
„Polen und Deutsche – Geschichten 
eines Dialogs“ über die 25 Jahre der 
deutsch-polnischen Partnerschaft seit 
Unterzeichnung des Nachbarschafts-
vertrages am 17. Juni 1991 eröffnet. 
Die Ausstellung wurde in Verantwor-
tung des Museums für die Geschichte 

Polens in Warschau erstellt. In einem 
Schreiben an die Mitglieder des Präsi-
diums des Deutschen Bundestages und 
an alle Fraktionsvorsitzenden habe ich 
scharf kritisiert, dass bei der Darstel-
lung des politischen Umbruchs in der 
damaligen Volksrepublik Polen die Rolle 
der freien Gewerkschaft Solidarność in 
einer mit wissenschaftlichen Maßstä-
ben unvereinbaren Weise in den Hin-
tergrund gedrängt wird. Lech Walesa, 
der damalige mutige Führer der 
Solidarność, bleibt vollständig uner-
wähnt. Dies ist völlig unverständlich, 
zumal der spätere Friedensnobel-
preisträger auch im Dialog zwischen 
Deutschland und Polen eine heraus-
ragende Rolle spielte, wovon dessen 
erster Deutschlandbesuch als Staats-
oberhaupt Polens im Frühjahr 1992 
wie auch seine herausgehobene Rolle 
bei den Feierlichkeiten zum 20. Jah-

Ausstellung zu deutsch-polnischen Beziehungen

Kein guter Dienst für Beziehungen
restag des Mauerfalls in Berlin am 
9. November 2009 sehr eindrucks-
voll Zeugnis ablegen. Es dürfte außer 
Frage stehen, dass die Gründung der 
freien und unabhängigen Gewerk-
schaft Solidarność und der durch den 
– in der Ausstellung ebenfalls uner-
wähnten – „Runden Tisch“ im Frühjahr 
1989 überhaupt erst die Vorausset-
zungen für eine neue Qualität im 
deutsch-polnischen Dialog schufen. 
Auf diese Mängel in der laufenden 
Ausstellung macht nicht zuletzt der 
renommierte Historiker und Leiter des 
Willy-Brandt-Zentrums an der Uni-
versität Breslau, Prof. Dr. Krzysztof 
Ruchniewicz, in seinem Blog aufmerk-
sam.  Ich bedaure es sehr, dass diese 
historisch und sachlich sehr unausge-
wogene Ausstellung ohne Möglichkeit 
des Widerspruchs und des Diskurses 
im Deutschen Bundestag gezeigt wird. 

Die Bundesregierung hat im Rahmen einer Gedenkstunde 
im Schlüterhof des Deutschen Historischen Museums 

in Berlin der Opfer von Flucht und Vertreibung gedacht. 
Neben zahlreichen Vertretern der Landsmannschaften und 
Vertriebenenverbände war u. a. auch Hartmut Koschyk 
MdB zugegen. Die Bundesregierung hatte am 27. August 
2014 beschlossen, ab 2015 jährlich am 20. Juni der Opfer von 
Flucht und Vertreibung, insbesondere auch der deutschen 
Vertriebenen, zu gedenken. Das Datum 20. Juni wurde mit 
Bedacht gewählt und knüpft an den Weltflüchtlingstag der 
Vereinten Nationen an. Mit dem Gedenken wird deutlich 
gemacht, dass der Wille und die Kraft zu Versöhnung und 
Neuanfang, der gemeinsame Aufbau und Zusammenhalt in 
der Gesellschaft das Fundament bilden, auf dem Deutsch-
land heute Menschen aus 190 Nationen eine Heimat bietet.

Gedenktag 20. Juni

Würdiges Gedenken

Zum Abschluss seines Besuches in Polen hat sich Hart-
mut Koschyk MdB in Zoppot/Sopot mit dem Bischof 

der Diözese Pommern-Großpolen/Diecezja pomorsko-
wielkopolska, Prof. Dr. Martin Hintz, ausgetauscht. Auch 
Angehörige der deutschen Minderheit gehören der evan-
gelischen Kirche in der Diözese an. An dem Gespräch mit 
Bischof Prof. Dr. Hintz nahm auch Artur Pawlowski teil, der 
nach Kriegsende in Zoppot/Sopot blieb und sich sehr in der 
Pfarrei engagiert. Beispielsweise steht er in der Sommer-
zeit als Ansprechpartner für Kirchenführungen zur Verfü-
gung. Bischof Hintz studierte evangelische Theologie an 
der Christlich-Theologischen Akademie in Warschau und 
Philosophie an der Warschauer Universität. In den Jahren 
1993/1994 war er Stipendiat an der Universität Bonn. Die 
Diözesansynode wählte Pfarrer Hintz am 4. Dezember 2010 
zu ihrem Bischof. Das Bild zeigt: Die Kulturreferentin am 
deutschen Generalkonsulat Ulrike Elisabeth Vogt, Bischof Prof. 
Dr. Martin Hintz, Artur Pawlowski und Hartmut Koschyk MdB.

Bischof der Diözese Pommern-GroSSpolen

Wertvolles Gespräch
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Vom 20.-22. April 2016 fand in Goslar / Kloster Wöltinge-
rode die 19. Sitzung der Deutsch-Rumänischen Regie-

rungskommission für Angelegenheiten der deutschen 
Minderheit in Rumänien statt. Geleitet wurde die Sitzung 
vom deutschen Vorsitzenden, dem Bundestagsabgeord-
neten und Beauftragten der Bundesregierung für Aussied-
lerfragen und nationale Minderheiten, Hartmut Koschyk  
MdB sowie dem rumänischen Vorsitzenden Alexandru Victor 
Micula, Staatssekretär im rumänischen Ministerium für Aus-
wärtige Angelegenheiten.  Die Mitglieder der Regierungs-
kommission wurden auch durch den Oberbürgermeister der 
Stadt Goslar, Dr. Oliver Junk, in der Kaiserpfalz empfangen. 
Das Bild zeigt den Beauftragten der Bundesregierung für Aussied-
lerfragen und nationale Minderheiten, Hartmut Koschyk MdB, 
gemeinsam mit dem rumänischen Vorsitzenden Alexandru Victor 
Micula, Staatssekretär im rumänischen Ministerium für Aus-
wärtige Angelegenheiten nach der Unterzeichnung des Protokolls.

Am 24. und 25. Mai 2016 fand in Omsk (Westsibirien) 
die 21. Deutsch-Russische Regierungskommission für 

die Angelegenheiten der Russlanddeutschen unter Vorsitz 
des Beauftragten der Bundesregierung für Aussiedlerfra-
gen und nationale Minderheiten, Herrn Hartmut Koschyk, 
MdB und des Leiters der Föderalen Agentur für Nationali-
tätenangelegenheiten, Herrn Minister Igor Barinow, statt. 
Es war die erste Sitzung, seitdem die Zuständigkeit für die 
Angelegenheiten der Russlanddeutschen auf die Agentur 
für Nationalitätenangelegenheiten übergegangen ist, die 
letzte Sitzung hatte im Mai 2013 in Berlin stattgefunden.  
 
Das Bild zeigt die Unterzeichnung des gemeinsamen Kom-
muniqués durch den Beauftragten der Bundesregierung für 
Aussiedlerfragen und nationale Minderheiten, Herrn Hart-
mut Koschyk MdB und den Leiter der Föderalen Agentur für 
Nationalitätenangelegenheiten, Herrn Minister Igor Barinow.

Deutsch-Russische und deutsch-rumänische Regierungskommissionen

Gute Zusammenarbeit mit beiden Ländern

Die Stadt Temeswar, das Nikolaus Lenau-Gymnasium und 
das Demokratische Forum der Deutschen im Banat ehrten 

im Mai den Chemie-Nobelpreisträger Professor Stefan Hell. 
Er wurde für die Entwicklung von neuen fluoreszenzmikro-
skopischen Methoden mit dem Nobelpreis ausgezeichnet. 
An der Feierstunde nahm auch Hartmut Koschyk MdB teil.   
Das Bild zeigt von links: der deutsche Konsul in Temes-
war, Rolf Maruhn, Schulleiterin Helene Wolf, Prof. Stefan 
Hell, Schulinspektorin Aura Danielescu, Bundesbeauftrag-
ter Hartmut Koschyk MdB, der Vorsitzende des Demokrati-
schen Forums der Deutschen im Banat, Hans Fernbach und 
Ovidiu Ganţ, Abgeordnete des Demokratischen Forums der 
Deutschen in Rumänien (DFDR) im rumänischen Parlament.

Nobelpreisträger Prof. Stefan Hell

Ehrenbürgerwürde

Der Sprecher der Sudetendeutschen Volksgruppe  und 
Vorsitzende der Sudetendeutschen Landsmannschaft e. 

V., der langjährige Europa-Abgeordnete Bernd Posselt, infor-
mierte im Deutschen Bundestag die Mitglieder der Gruppe der 
Vertriebenen, Aussiedler und deutschen Minderheiten der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion über die aktuelle Situation der 
Sudetendeutschen Volksgruppe. An der Sitzung nahm auch 
der Beauftragte der Bundesregierung für Aussiedlerfragen 
und nationale Minderheiten, Hartmut Koschyk MdB, teil.  
Bild von links: Der Vorsitzende der Gruppe der Vertrie-
benen, Aussiedler und deutschen Minderheiten der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion Klaus Brähmig MdB, Bundesbeauf-
tragter Hartmut Koschyk MdB, der Sprecher der Sudetendeut-
schen Volksgruppe  und Vorsitzende der Sudetendeutschen 
Landsmannschaft e.V., Bernd Posselt sowie die Mitglieder der 
Arbeitsgruppe Heiko Schmelzle MdB und Eckhard Pols MdB.

Sprecher der Sudetendeutschen Volksgruppe

Guter Austausch
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Der Universalgelehrte Alexander 
von Humboldt kann durchaus als 

einer der Wegbereiter der Porzellan-
industrie in Oberfranken bezeichnet 
werden. Darauf haben Dagmar Hül-
senberg von der Technischen Univer-
sität Ilmenau und Ingo Schwarz von der 
Akademie der Wissenschaften Ber-
lin-Brandenburg bei einem Sympo-
sium des Humboldt-Kulturforums in 
Goldkronach hingewiesen. Unter ande-
rem wurde die heute noch existierende 

„Königlich Privilegierte Porzellanfabrik 
Tettau“ unter Mitwirkung Alexander 
von Humboldts gegründet. Humboldts 
Beitrag zur Gründung der Porzellan-
manufaktur in Tettau geht im Wesent-
lichen auf ein Gutachten zurück, das 
er über die Errichtung eines solchen 
Unternehmens „im Amt Lauenstein“ 
verfasst hatte. Er stand der Manu-
faktur durchaus positiv gegenüber, 
vor allem weil sie den Menschen in 
einer armen Gegend Arbeit gebracht 
hatte. Allerdings sorgte sich Alexan-
der von Humboldt auch um den Raub-
bau in den Wäldern wegen des großen 
Holzbedarfs. Deshalb gilt Alexan-
der von Humboldt auch als Wegberei-
ter der Ökologie, sagte Ingo Schwarz 
von der Akademie der Wissenschaften 
Berlin-Brandenburg. Humboldt sei in 
vielen Bereichen Vordenker gewesen, 
so Schwarz. Zum Symposium „Ale-
xander von Humboldt und das Por-

Symposium und Exkursion „Alexander von Humboldt und das Porzellan“

Geograph, Ökologe und Porzelliner
zellan“ gehörte auch eine Exkursion 
nach Tettau, ein Besuch der Porzel-
lanfabrik und ein Rundgang durch das 
dortige Tropenhaus. Das Tropenhaus 
wird mit der laufend anfallenden Pro-
zesswärme des benachbarten Glasin-
dustriebetriebes, der Fa. Heinz-Glas, 
beheizt. Schon Anfang des 19. Jahr-
hunderts habe Tettau-Porzellan bei 
Hofe als Ausdruck vollendeter Tisch-
kultur gegolten. Heute ist Tettau die 
älteste Porzellanfabrik in Bayern. 

Am 8. April 1951 hat sich auf Burg Ludwigstein in Hessen 
die djo – Deutsche Jugend in Europa gegründet. Hart-

mut Koschyk MdB eröffnete die unter das Motto „Brü-
cken bauen“ gestellte Jubiläumsveranstaltung in Berlin mit 
einem persönlichen Grußwort. Die djo – Deutsche Jugend 
des Ostens ist ein Verband mit einer sehr langen und wech-
selseitigen Geschichte, in dem sich heute junge Menschen 
mit unterschiedlichsten kulturellen und ethnischen Wurzeln, 
darunter auch (Spät-)Aussiedler und Vertreter deutscher 
Sinti und Roma organisieren. Er kooperiert internatio-
nal über Partnerschaftsabkommen eng und erfolgreich mit 
den Jugendorganisationen von nationalen Minderheiten in 
Mittel-, Südost- und Osteuropa und ist damit der größte 
Träger im internationalen Jugendaustausch in dieser Region.

65 Jahre DJO

Brücken bauen

Hartmut Koschyk MdB hat die ungarische Staatsmi-
nisterin für Familie und Jugend im Ministerium für 

Humanressourcen, Frau Katalin Novák (Mitte), zu einem 
Meinungs- und Informationsaustausch empfangen. An 
dem Gespräch nahm auch die Vorstandsvorsitzende des 
Deutsch-Ungarischen Jugendwerks, Frau Maren Schoening 
(links), teil. Im Vordergrund des Gesprächs stand die Arbeit 
des deutsch-ungarischen Jugendwerks, das mit dem Ziel ins 
Leben gerufen wurde, die Beziehungen zwischen den beiden 
Ländern auf der Ebene der Kinder und Jugendlichen zu för-
dern. Dieses soll insbesondere durch gegenseitige Tref-
fen, Austausche im schulischen, kirchlichen, universitären, 
sportlichen und kulturellen Bereich, mit Sprachkursen, 
Sportbegegnungen und beruflichen Praktika erfolgen. 
Koschyk verwies auf die bisherige gute deutsch-unga-
rische Zusammenarbeit im Bereich der Jugendbegegnung

Deutsch-ungarische Beziehungen

Jugendbegegnungen
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Nach den Erfolgen der Aufführungen im vergan-
genen Jahr hat sich der Kirchen- und Konzert-

chor „Lingua musica“ unter der Leitung des Pegnitzers 
Michael Starke noch einmal sein Musical-Projekt „Jesus 
Christ Superstar“ vorgenommen. Nach Ahorntal, Creußen 
und Pegnitz erklangen Ausschnitte aus dem 1971 urauf-
geführten Musical „Jesus Christ Superstar“ von Andrew 
Lloyd Webber auch in der St.-Michael-Kirche in Goldkro-
nach. Zur Musical-Legende wurde „Jesus Christ Super-
star“ vor allem wegen seines unkonventionellen Umgangs 
mit dem biblischen Stoff. Andrew Lloyd Webber und 
seinem Texter Tim Rice war es schon damals hervorra-
gend gelungen, die Passionsgeschichte zu entmystifizie-
ren und in eine moderne Version auf die Bühne zu bringen. 

Musical zur Passion Christi

Jesus Christ Superstar

Als beunruhigend hat es der Bamberger Weihbi-
schof Herwig Gössl bezeichnet, wie schnell Soli-

darität und Mitmenschlichkeit zur Disposition gestellt 
oder ausgehebelt werden, sobald sie beginnen, etwas zu 
kosten. Zeit und Geld zum Beispiel, sagte Gössl in Anspie-
lung auf die Flüchtlingsthematik beim Auftakt des Ale-
xander von Humboldt-Kultursommers in Goldkronach.  
Jesu und seine Botschaft stünden nicht für Friede, Freude, 
Eierkuchen, sagte der Weihbischof vor dem Hintergrund 
des von Papst Franziskus ausgerufenen Jahres der Barm-
herzigkeit. Er würdigte das nachhaltige Engagement so 
vieler Ehrenamtlicher in der Flüchtlingsarbeit und sprach 
von Barmherzigkeit als großem Gemeinschaftswerk.

Gedanken zu Himmelfahrt

Gottes Barmherzigkeit

Sie war der Star der Rosentage in 
Goldkronach: die Humboldt-Rose. 

Als Geschenk an die Stadt und als Brü-
ckenschlag zu Alexander von Hum-
boldt hatte das Kulturforum mit Hilfe 
des Europa-Rosarium Sangerhau-
sen im Südharz die Humboldt-Rose 
im vergangenen Jahr wieder aufle-
ben lassen. Die Rose ist eine Züchtung 
des deutschen Rosenzüchter Kordes. 
Sie wurde in Sangerhausen eigens für 
Goldkronach vermehrt.  Bei den dies-
jährigen Rosentagen war das Eur-
opa-Rosarium Sangerhausen mit der 
Rosenkönigin und einer großen Rosen-

präsentation, mit Beratung und Ver-
kauf durch Lydia Fischer und Andreas 
Lochner vom Rosarium vor Ort. „Wir 
haben die weltweit größte Rosen-
sammlung“, sagte Sophia I., die bereits 
im zurückliegenden Jahr in Goldkro-
nach war, damals noch als Rosenprin-
zessin. Auch die örtlichen Gärtnereien 
Übelhack aus Goldkronach und Vogel 
aus Sickenreuth hatten sich erstmals 
mit eigenen Verkaufsständen betei-
ligt. Ausgewählte Fahrzeuge wie den 
neuen VW-Tiguan präsentierte die 
Firma Motor-Nützel. Zur feierlichen 
Eröffnung mit dem evangelischen 
Posaunenchor Goldkronach unter 
der Leitung von Paul Hofmann waren 
neben zahlreichen Gartenfreunden 
aus Goldkronach und Umgebung auch 
Bürgermeister Holger Bär, dessen 
Vorgänger Günter Exner und Ehren-
bürger Hans Kießling gekommen. Auch 
am Abend stand die Rose im Mittel-
punkt einer musikalisch-literarischen 

Goldkronacher Rosentage 2016

Huldigung der Königin der Blumen
Soirée. Was alle gemeinsam haben, 
egal ob Prosa oder Lyrik: die Rose wird 
als Sinnbild der Schönheit, der Liebe, 
der Weiblichkeit, der Erotik, aber auch 
der Vergänglichkeit dargestellt. Ihr 
Duft wird genauso beschrieben, wie 
ihre Dornen. Das alles trug Wolfram 
Ster in größtmöglicher Perfektion, mit 
sympathischer, sonorer Stimme und 
mit großer Präsenz vor.  Neben den 
Rezitationen begeisterte das Voca-
lensemble Femmes Vocales mit Lie-
dern rund um die Rose. Kurzum: ein 
gelungener Abend zu Ehren der Rose.
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                                                                                                                   Eduard-Bayerlein-Straße 5, 95445 Bayreuth

                                                                                                                  Mail: hartmut.koschyk.wk@bundestag.de 

                                                                                                                   Patrick Lindthaler, Thomas Konhäuser, 
                                                                                         Stephan Herbert Fuchs

Fahrt nach Berlin und Freiberg

Exkursion auf den Spuren Humboldts
Bei einer Drei-Tagesfahrt 
über Freiberg, dem Studi-
enort Alexander von Hum-
boldts, nach Berlin, dem 
Geburts- und langjäh-
rigen Wohnort Alexander 
von Humboldts, lernen die 
Reiseteilnehmer wichtige 
und prägende Stationen in 
Humboldts Leben kennen.  
 

Die Exkursion findet von 
Mittwoch, 23. Novem-
ber 2016 bis Freitag, 25. 
November 2016 statt. 

Interessierte an der 
Exkursion können sich 
schon heute unter der  
Rufnummer 0921 / 76430-
15 anmelden.

alexander von Humboldt trifft Jean Paul im Ökologisch-Botanischen Garten

Titan trifft auf Titanwurz
Es ist eine Begegnung, 

die es in Wirklichkeit 
nie gegeben hat. Zumin-
dest theoretisch hätte es 
sie freilich geben können, 
zeitlich wie räumlich: der 
Universalgelehrte Alexan-
der von Humboldt (1769 
– 1859) trifft den Dich-
ter Jean Paul (1763 – 1825). 
Trotz tropischer Tempe-
raturen zog es zahlreiche 
Interessierte in den Ökolo-
gisch-Botanischen-Garten 
der Universität Bayreuth, 
um das Theaterstück zu 
sehen, das bereits vor 
zwei Jahren in Goldkro-
nach und im vergangenen 
Jahr in Berlin mit großem 

Erfolg aufgeführt wurde. 
Initiator der Aufführung und 
des Stücks war das Alexan-
der von Humboldt-Kultur-
forum Schloss Goldkronach. 
Der Autor lässt beide Haupt-
akteure auf ihr irdisches 
Leben zurückblicken und ihr 
Wirken einordnen, das zwar 
von gegenseitigem Respekt 
und von Bewunderung 
geprägt ist, aber auch die 
unterschiedlichen Charak-
tere deutlich werden lässt.  
 
Als ein Ergebnis der fik-
tiven Begegnung ist festzu-
halten: beide sind erstaunt, 
dass sie von der Nachwelt 
so geschätzt und verehrt 

werden. Auch wenn der 
eine nicht den Titan, dafür 
aber die Titanwurz kennt.  
 
Erstklassig realisiert haben 
das Stück schließlich drei 
weit über die Region hinaus 
bekannte Künstler der Stu-
diobühne Bayreuth mit 

Wolfgang Ster als Alexander 
von Humboldt und  Marcus 
Leclaire als Jean Paul. Carolin 
Dix spielte diesmal die Rolle 
des kommentierenden Engels 
und eines Schankburschen 
und die Flötistin und Cellistin 
Sibylle Friz umrahmte die 
Szenen gekonnt musikalisch.


